Um persönliche Kontakte in der Coronavirus-Pandemie zu minimieren, ist die Sprechstunde per Video ein wichtiges Instrument. Einige Begrenzungen im EBM wurden deshalb nun ausgesetzt.

Im Oktober 2019 wurden in den EBM Regelungen für die Behandlung per Videosprechstunde aufgenommen. Dabei wurde in den Allgemeinen Bestimmungen in Nr. 4.3.1 eine doppelte Obergrenze von 20% eingeführt: Absatz 5 Nr. 6 legt sie für den Anteil der Video-Behandlungsfälle an allen Behandlungsfällen je Vertragsarzt fest, Abs. 6 regelt, dass ein Arzt nur ein Fünftel seiner EBM-Nrn. im Rahmen einer Videosprechstunde abrechnen kann.

KBV und GKV-Spitzenverband haben sich nun im Bewertungsausschuss darauf geeinigt, dass diese Obergrenzen zunächst begrenzt auf das 2. Quartal 2020 nicht mehr eingehalten werden müssen. Der Bewertungsausschuss wird spätestens zum 31. Mai 2020 prüfen, ob diese Maßnahme zur Stützung von Videosprechstunden weiterhin erforderlich ist und verlängert werden sollte.

MMW-Kommentar {#Sec1}
=============

Dieser Beschluss soll natürlich die Möglichkeiten erweitern, persönliche Arzt-Patienten-Kontakte durch Videosprechstunden zu ersetzen. Mitten in der aktuellen Pandemie des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 ist das sicherlich ein logischer Schritt. Allerdings gelten bei der Durchführung von Videosprechstunden und -fallkonferenzen weiterhin die Regelungen in der Anlage 31b zum Bundesmantelvertrag für Ärzte. Die dort definierten Anforderungen an die technische Ausstattung und die Art der Durchführung müssen somit weiterhin eingehalten werden.
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